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Mandanteninformation 

Verwirkung des Ehegattenunterhalts wegen neuer verfestigter 
Lebensgemeinschaft des Unterhaltsberechtigten 

Der Ausschnitt der nachfolgenden Entscheidung des OLG Brandenburg vom 29.09.2015 soll zeigen, wann der 

Unterhalt wegen Eingehen einer neuen (Außen-)Beziehung verwirkt sein kann, weil aus dem anfänglichen 

Liebespaar eine verfestigte neue Lebensgemeinschaft wird. Verschiedenste Aspekte und Fragen der 

Glaubhaftigkeit der beteiligten Akteure und das vorhandene Beweismaterial spielen eine große Rolle für den 

Ausgang eines Unterhaltsverfahrens mit Verwirkungseinwand.  

Für die verfestigte Lebensgemeinschaft 

muss im Kern folgende Aussage zu treffen sein: 

Eine verfestigte Lebensgemeinschaft kann insbesondere angenommen werden, wenn 

objektive, nach außen tretende Umstände wie etwa  

• ein über einen längeren Zeitraum hinweg geführter gemeinsamer Haushalt,

• das Erscheinungsbild in der Öffentlichkeit,

• größere gemeinsame Investitionen wie der Erwerb eines gemeinsamen

Familienheims oder

• die Dauer der Verbindung

den Schluss auf eine verfestigte Lebensgemeinschaft nahelegen. Entscheidend ist darauf 

abzustellen, dass der unterhaltsberechtigte frühere Ehegatte eine verfestigte neue 

Lebensgemeinschaft eingegangen ist, sich damit endgültig aus der ehelichen Solidarität 

herauslöst und zu erkennen gibt, dass er diese nicht mehr benötigt. Kriterien wie die 

Leistungsfähigkeit des neuen Partners spielen hingegen keine Rolle (BGH, FamRZ 2011, 

1498, Rn. 27). 

Die Entscheidung des OLG Brandenburg, Beschluss vom 29.09.2015 – 10 UF 210/14 führt Sie mustergültig 

durch das Prüfungsraster der Verwirkung des Ehegattenunterhalts wegen unsolidarischen Verhaltens. Vielleicht 

kommt Ihre Problemlage dem Sachverhalt nahe. Er erfasst ein typisches Problem, wenn die Ehe aufgrund 

Zuwendung zu einem neuen Partner auseinander bricht. Wenn Sie meinen, genügend Indizien und Beweise in 

Händen zu halten oder erlangen zu können, die ähnlich wie im folgenden Fall zur Verwirkung des 

Ehegattenunterhalts wegen verfestigter Lebensgemeinschaft  führen könnten, dann empfehlen wir Ihnen, uns 

Ihre Geschichte dazu mit Angaben aller zur Verfügung stehenden Beweise (Name und Anschrift von Zeugen, 

Briefe, E-Mails, SMS, Privatdetektiv etc.) zu schildern. Sie sehen bereits an dem Beschlussausschnitt der OLG-

Entscheidung, wie aufwendig die Darstellung auch in einer Urteilsbegründung noch sein kann. 



  

OLG Brandenburg, Beschluss vom 29.09.2015 – 10 UF 210/14  

  

(Zitat) 

a) Eine Verwirkung ist aber nicht nach § 1579 Nr. 5 BGB wegen mutwilligen Hinwegsetzens über 
schwerwiegende Vermögensinteressen der Antragsgegnerin gegeben. 

(Rn 55) Die Antragsgegnerin meint zwar, ein Verwirkungsgrund sei auch deshalb gegeben, weil der 
Antragsteller seine Zusicherung durch Anwaltsschreiben vom 7.4.2014, seine Kreditkarte nach der 
Trennung nicht mehr benutzt zu haben (Bl. 220), gebrochen habe, indem er in der Zeit von Juli 2013 
bis Mai 2014 insgesamt noch 11 Beträge über die Kreditkarte habe abbuchen lassen (Bl. 218). Damit 
kann die Antragsgegnerin aber nicht durchdringen. Dabei kann dahinstehen, ob die genannte 

Zusicherung überhaupt Geschäftsgrundlage für die am 26.5.2014 geschlossene notarielle 
Vereinbarung zum Zugewinnausgleich (Bl. 112) war. Denn jedenfalls lässt sich ein Hinwegsetzen 
über schwerwiegende Vermögensinteressen der Antragsgegnerin nicht feststellen. 

(Rn 56) Nach den nicht angegriffenen Feststellungen des Amtsgerichts addieren sich die 
Abbuchungsbeträge insgesamt auf einen Betrag von lediglich 108 €. Hinzu kommt, dass der 
Antragsteller in erster Instanz mit Schriftsatz vom 9.10.2014 (Bl. 269) letztlich unwidersprochen 
vorgetragen hat, er habe die Kreditkarte nicht mehr genutzt, die auch schon durch Geldinstitute 
entwertet worden sei. Die abgebuchten Beträge beträfen eine Firma, die tatsächlich eine Leistung für 

ihn erbracht habe. Die Kontoauszüge bezüglich der Abbuchungen seien an die Antragsgegnerin 
gegangen und für ihn auch uninteressant gewesen, da er angenommen habe, Abhebungen von den 
Konten würden nicht mehr vorgenommen. Auch vor diesem Hintergrund kann nicht angenommen 
werden, dass sich der Antragsteller über schwerwiegende Vermögensinteressen der Antragsgegnerin 

hinweggesetzt hat. 

(Rn 57) b) Eine Verwirkung wegen offensichtlich schwerwiegenden, eindeutig beim Antragsteller 
liegenden Fehlverhaltens gegen die Antragsgegnerin, § 1579 Nr. 7 BGB, kann ebenfalls nicht 

angenommen werden. 

(Rn 58) Die Antragsgegnerin hat dem Antragsteller zwar auch eine Verletzung der ehelichen 
Treuepflicht vorgeworfen. Dies rechtfertigt die Annahme der Verwirkung aber nicht. Voraussetzung 

wäre nämlich, dass der Antragsteller aus intakter Ehe ausgebrochen wäre (vgl. Eschenbruch, in: 
Eschenbruch/Schürmann/Menne, a. a. O., Kap. 1, Rn. 1849). Das kann hier mit Rücksicht auf die von 
keinem Beteiligten in Zweifel gezogenen Feststellungen des Amtsgerichts im zweiten Absatz der 
Gründe unter I., die eine teilweise Bestätigung durch die Angabe der Antragsgegnerin im Senatstermin 
vom 13.8.2015 erfahren haben, wonach sie Intimbeziehungen zum Antragsteller seit 2010 abgelehnt 

habe, nicht angenommen werden. 

(Rn 59) c) Der Unterhaltsanspruch ist aber verwirkt nach § 1579 Nr. 2 BGB, weil der Antragsteller in 
einer verfestigten Lebensgemeinschaft lebt. Es steht zur Überzeugung des Senats fest, dass der 

Antragsteller mit der Zeugin P. in einer Partnerschaft lebt. Mit Rücksicht auf das Bestehen einer 
Partnerschaft bereits ab August 2011 ist der Unterhaltsanspruch jedenfalls für die Zeit ab August 2014 
verwirkt. 

(Rn 60) Gemäß § 1579 Nr. 2 BGB ist ein Unterhaltsanspruch zu versagen, herabzusetzen oder zeitlich 
zu begrenzen, soweit die Inanspruchnahme des Verpflichteten auch unter Wahrung der Belange eines 
dem Berechtigten zur Pflege oder Erziehung anvertrauten gemeinschaftlichen Kindes grob unbillig 



wäre, weil der Berechtigte in einer verfestigten Lebensgemeinschaft lebt. Mit dieser zum 1. 1. 2008 in 
Kraft getretenen Neuregelung ist die verfestigte Lebensgemeinschaft als eigenständiger Härtegrund in 
das Gesetz übernommen worden. Damit wird kein vorwerfbares Fehlverhalten des 
Unterhaltsberechtigten sanktioniert. Zweck der Vorschrift ist es vielmehr, rein objektive 
Gegebenheiten bzw. Veränderungen in den Lebensverhältnissen des bedürftigen Ehegatten zu 

erfassen, die eine dauerhafte Unterhaltsleistung unzumutbar erscheinen lassen. Eine verfestigte 
Lebensgemeinschaft kann insbesondere angenommen werden, wenn objektive, nach außen tretende 
Umstände wie etwa ein über einen längeren Zeitraum hinweg geführter gemeinsamer Haushalt, das 
Erscheinungsbild in der Öffentlichkeit, größere gemeinsame Investitionen wie der Erwerb eines 

gemeinsamen Familienheims oder die Dauer der Verbindung den Schluss auf eine verfestigte 
Lebensgemeinschaft nahelegen. Entscheidend ist darauf abzustellen, dass der unterhaltsberechtigte 
frühere Ehegatte eine verfestigte neue Lebensgemeinschaft eingegangen ist, sich damit endgültig aus 
der ehelichen Solidarität herauslöst und zu erkennen gibt, dass er diese nicht mehr benötigt. Kriterien 
wie die Leistungsfähigkeit des neuen Partners spielen hingegen keine Rolle (BGH, FamRZ 2011, 

1498, Rn. 27). 

(Rn 61) Die zu § 1579 Nr. 7 BGB a. F. entwickelten Grundsätze gelten weiter. Danach kann ein länger 
dauerndes Verhältnis des Unterhaltsberechtigten zu einem anderen Partner zur Annahme eines 

Härtegrunds - mit der Folge der Unzumutbarkeit einer weiteren uneingeschränkten 
Unterhaltsbelastung für den Unterhaltspflichtigen - führen, wenn sich die Beziehung in einem solchen 
Maße verfestigt hat, dass sie als eheähnliches Zusammenleben anzusehen und gleichsam an die Stelle 
einer Ehe getreten ist. Dabei setzt die Annahme einer verfestigten Lebensgemeinschaft nicht zwingend 

voraus, dass die Partner räumlich zusammenleben und einen gemeinsamen Haushalt führen, auch 
wenn eine solche Form des Zusammenlebens in der Regel als ein typisches Anzeichen hierfür 
anzusehen ist. Unter welchen Umständen - nach einer gewissen Dauer, die im Allgemeinen zwischen 
zwei und drei Jahren liegt - auf ein eheähnliches Zusammenleben geschlossen werden kann, hängt von 
den Umständen des Einzelfalls ab (BGH, FamRZ 2011,1501). 

(Rn 62) Mithin bedarf es objektiver, nach außen tretender Umstände, die den Schluss auf eine 
verfestigte Lebensgemeinschaft nahe legen. So verhält es sich hier. Aufgrund der Aussagen der 
Zeugen B. steht zur Überzeugung des Senats fest, dass der Antragsteller mit der Zeugin P. jedenfalls 

seit August 2012 in einer Partnerschaft lebt. Mit Rücksicht darauf, dass die beiden bereits - wie vom 
Antragsteller schon im erstinstanzlichen Schriftsatz vom 15.5.2014 (Bl. 95) eingeräumt - im August 
2011 einen Urlaub an der Ostsee gemeinsam verbracht haben und sich aus den vom Amtsgericht 
angeführten E-Mails des Antragstellers, die an die Antragsgegnerin gerichtet waren, aus der Zeit von 

Dezember 2011 bis Januar 2012 das Bestehen einer Beziehung auch in dieser Zeit ergibt, ist der 
Schluss gerechtfertigt, dass der Antragsteller und die Zeugin P. bereits seit August 2011 
partnerschaftlich miteinander verbunden sind. 

(Rn 63) aa) Auf der Grundlage der Aussagen der Zeugen B. steht zur Überzeugung des Senats fest, 

dass der Antragsteller im Sommer 2012 mit der Zeugin P. in einer Partnerschaft gelebt hat. Dass die 
Verbindung zur Zeugin P. nach August 2012 loser geworden wäre, hat der Antragsteller selbst nicht 
geltend gemacht, sondern vielmehr eingeräumt, die Zeugin P. lebe seit Ende 2012 auf demselben 
Grundstück wie er. Mithin ist davon auszugehen, dass eine Partnerschaft zu Beginn des 

Unterhaltszeitraums im Dezember 2013 noch bestanden hat und bis zum heutigen Tage fortbesteht. 

(Rn 64) Die Zeugen B. haben vor dem Senat glaubhaft Äußerungen des Antragstellers ihnen 
gegenüber im Sommer 2012 geschildert, die bei verständiger Würdigung nur so verstanden werden 

können, dass der Antragsteller mit einer Partnerin zusammenlebt. Die Zeugin J… B. hat gegenüber 
dem Senat bekundet, dass der Antragsteller bei einem Gespräch etwa im August 2012 ihr gegenüber 
häufiger von „seiner Frau“ gesprochen und damit offenbar die Frau, mit der er in einer Partnerschaft 
gelebt habe, gemeint habe. Die Zeugin hat ausdrücklich erklärt, der Antragsteller habe seine Partnerin 



und sich zusammen erwähnt und immer von „wir“ und „uns“ gesprochen, was für sie „relativ 
eindeutig“ gewesen sei. Bei der Zeugin ist aufgrund der Schilderungen des Antragstellers der Eindruck 
entstanden, der Antragsteller lebe mit seiner Partnerin auf einem Grundstück zusammen. Das 
Grundstück hat der Antragsteller ihr auch auf einer Internetseite am Laptop gezeigt. Dass sich die 
Schilderungen des Antragstellers auf die Zeugin P. bezogen, macht der Umstand deutlich, dass der 

Antragsteller der Zeugin gegenüber erwähnt hatte, dass seine neue Partnerin ebenso wie die 
Antragsgegnerin im Staatsdienst, nämlich im Strafvollzug, tätig sei. 

(Rn 65) Die Zeugin hat den Inhalt des Gesprächs mit dem Antragsteller im August 2012, so wie sie 

ihn noch in Erinnerung hatte, plausibel geschildert. Dies betrifft sowohl den Grund für die Einladung 
des Antragstellers in ihre Wohnung, nämlich dass sie ihrem Stiefvater von ihrer Heirat sowie Namens- 
und Adressenänderung berichten wollte, als auch den Gesprächsverlauf. Den Zeitpunkt des Gesprächs 
hat sie nachvollziehbar mit August 2012 angegeben. Insoweit hat sie das Datum von ihrem 

Hochzeitstermin im Juli 2012 abgeleitet. 

(Rn 66) Die Zeugin hat bei ihrer Vernehmung vor dem Senat einen glaubwürdigen Eindruck 
vermittelt. Widersprüche in ihren Angaben, die dafür sprechen könnten, dass die Zeugin etwa nicht die 

Wahrheit gesagt hat, liegen nicht vor. Die Aussage vor dem Senat steht auch in den wesentlichen 
Teilen im Einklang mit der Aussage der Zeugin vor dem Amtsgericht am 30.9.2014. Abweichungen 
im Detail lassen sich mit der seit August 2012 vergangenen Zeit erklären. Die Zeugin hat Wert auf die 
Feststellung gelegt, dass ihr das Sitzungsprotokoll des Amtsgerichts vom 30.9.2014 nicht vorliegt und 
sie die seinerzeitige Aussage nicht auswendig gelernt habe. Sie hat ausdrücklich versichert, nichts 

Falsches sagen zu wollen. 

(Rn 67) So hat die Zeugin offen Details eingeräumt, an die sie sich nicht mehr erinnern konnte. Dies 
betrifft etwa die Frage, auf welche Weise sie mit dem Antragsteller, um ihn zu sich einzuladen, 

Kontakt aufgenommen hat, aber auch die Frage, ob das Betrachten des Grundstücks auf dem Laptop 
vor oder nach der Ankunft ihres Ehemannes, des Zeugen U… B., stattgefunden hat. Die Zeugin hat 
einerseits Details anschaulich geschildert, etwa, dass ihr Stiefvater Gemüse aus dem Garten 
mitgebracht habe, dass die Partnerin im Strafvollzug arbeite oder dass der Sohn der Partnerin tätowiert 

sei, leicht rechter Gesinnung, aber nett. Andererseits hat die Zeugin eindeutig zu erkennen gegeben, 
wenn ihr bestimmte Details nicht bekannt waren und sie insoweit nur einen Eindruck bekommen hat, 
etwa hinsichtlich der Frage, ob das Haus auf dem Grundstück, von dem der Antragsteller gesprochen 
hat, insgesamt nicht bewohnbar war oder ob nur ein Zimmer nicht winterfest war. Gleiches gilt 
hinsichtlich der Frage, ob der Antragsteller mit seiner Partnerin auf dem Grundstück zusammengelebt 

hat. Insoweit hat die Zeugin eingeräumt, dass sie diesen Eindruck gehabt habe, es aber auch sein 
könne, dass beide getrennte Wohnungen gehabt hätten. 

(Rn 68) Der Antragsteller meint, seine Stieftochter, die Zeugin B., diffamiere ihn. Im Senatstermin 

vom 13.8.2015 hat er davon gesprochen, seine Stieftochter halte zu ihrer Mutter. Das allein vermag 
aber nicht zu erklären, warum die Zeugin B., wie der Antragsteller Glauben machen will, bewusst die 
Unwahrheit gesagt haben soll. Allein der - vom Antragsteller im Hinblick auf die Zeugenbefragung 
seiner Verfahrensbevollmächtigten - angedeutete Vorgeschichte während der Jugend der Zeugin 
vermag dies nicht zu erklären, zumal der Antragsteller hierzu keine konkreten Angaben gemacht hat. 

 

(Rn 69) Es kann nicht angenommen werden, die Zeugin habe etwa deshalb nicht die Wahrheit gesagt, 
weil sie Vorbehalte gegenüber dem Antragsteller hat. Auf entsprechende Nachfrage hat sie glaubhaft 
bekundet, „neutral zum Antragsteller zu stehen“. Sie hat zwar angedeutet, als Jugendliche vom 
Antragsteller Schläge erhalten zu haben, aber auch eingeräumt, seinerzeit selbst Fehler gemacht zu 
haben. Anhaltspunkte dafür, dass die Zeugin bewusst die Unwahrheit gesagt haben könnte, um dem 

Antragsteller zu schaden, sind nicht ersichtlich. 



(Rn 70) Die Aussage der Zeugin J. B. wird bestätigt durch die Angaben ihres Ehemanns, des Zeugen 
U. B. Dieser hat ebenfalls glaubhaft bekundet, dass der Antragsteller ihnen das Grundstück am Laptop 
habe präsentieren wollen und dass er von „wir“ und „unserem Haus“ gesprochen habe. Der Zeuge hat 
auch bestätigt, dass der Antragsteller aus dem Garten Gemüse mitgebracht hatte. 

(Rn 71) Der Senat zweifelt an der Wahrhaftigkeit der Angaben des Zeugen B. nicht. Dies gilt 
ungeachtet des Umstands, dass der Zeuge in Abweichung der Angaben seiner Ehefrau wie auch seiner 
eigenen Aussage vor dem Amtsgericht dem Senat gegenüber als Formulierung des Antragstellers „die 
Frau“ und nicht „meine Frau“ genannt hat. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Zeuge B. dem 

Gespräch seiner Ehefrau mit dem Antragsteller nur „ein paar Minuten zugehört“ hat, er also nur kurze 
Passagen des Gesprächs der beiden anderen mitbekommen hat. Der Zeuge hat insoweit glaubhaft 
bekundet, den Eindruck gewonnen zu haben, dass der Antragsteller von seiner neuen Partnerin 
berichtet. Entsprechend hat der Zeuge vor dem Senat auch erklärt, er habe die Formulierung „die“ als 

Synonym für „meine“ verstanden. Dass der Zeuge sich an weitere Details nicht mehr erinnern kann, ist 
vor diesem Hintergrund nachvollziehbar. Hinzu kommt, dass er gerade mit dem Fahrrad verschwitzt 
von der Arbeit gekommen war, duschen und seinen Sohn abholen wollte, sich mithin unter einem 
gewissen Zeitdruck befunden hat. 

(Rn 72) Anders als das Amtsgericht hat der Senat keine Veranlassung, die Aussage des Zeugen B. 
wegen einer etwaigen Belastungstendenz außer Betracht zu lassen. Das Amtsgericht hat insoweit 
ausgeführt, dass im Hinblick auf die eindeutige Aussage der Zeugin B. die Frage, ob die Aussage ihres 
Ehemannes zu verwerten sei, dahinstehen könne; Zweifel beständen insoweit, als der Zeuge „sehr 

deutlich und wiederholt seine emotionale Abneigung gegenüber dem Antragsteller zum Ausdruck 
gebracht“ habe, so dass Bedenken hinsichtlich seiner Glaubwürdigkeit beständen. Richtig ist, dass der 
Zeuge gegenüber dem Amtsgericht bekundet hat, der Antragsteller habe „eher einen unsympathischen 
Eindruck“ auf ihn gemacht. Gerade dieses offene Eingeständnis spricht aber nicht dafür anzunehmen, 

dass der Zeuge bewusst zulasten des Antragstellers die Unwahrheit geäußert hat. Gegenüber dem 
Senat hat der Zeuge eine moralische Wertung vorgenommen, indem er seinen Eindruck 
wiedergegeben hat, seine Schwiegermutter, die Antragsgegnerin, sei vom Antragsteller verlassen und 
„gleich ausgetauscht“ worden. Diese Einschätzung mag im Zusammenhang stehen mit der Herkunft 
des Zeugen B., der gegenüber dem Senat erklärt hat, er stamme aus konservativen katholischen 

Verhältnissen. Dies wirkt sich auf die Glaubhaftigkeit der Angaben des Zeugen aber nicht aus. 

(Rn 73) Schließlich spricht gegen die Glaubhaftigkeit der Angaben der Eheleute B. nicht der Umstand, 
dass ihre Erklärungen in einem Detail voneinander abweichen. Auf Vorhalt hat die Zeugin B. vor dem 

Senat erklärt, es sei schon vor dem Amtsgericht davon die Rede gewesen, dass der Antragsteller ihr 
vielleicht auch eine Lampe mitgebracht habe. Sie wisse nicht mehr, ob dies im August 2012 
geschehen sei. Jedenfalls hänge eine solche Lampe nun in ihrem Flur, sie habe die Lampe also 
bekommen. Der Zeuge B. hat demgegenüber erklärt, seine Ehefrau habe die Lampe erst später vom 
Antragsteller bekommen, als nachträgliches Hochzeitsgeschenk, wobei die Antragsgegnerin die 

Lampe in seinem Auftrag weitergegeben habe. Bei der Vernehmung vor dem Amtsgericht hatte der 
Zeuge B. noch erklärt, nach seiner Erinnerung habe der Antragsteller seiner Frau eine Lampe aus 
Polen, vielleicht auch aus Ungarn, mitgebracht. Auf die Frage, ob und gegebenenfalls wann der 
Antragsteller eine Lampe geschenkt hat, kommt es für das vorliegende Verfahren nicht an. Die 

unterschiedlichen Angaben stellen auch keinen Anhaltspunkt dafür dar, dass die Zeugen B. etwa 
bewusst gelogen hätten. Die Zeugin J. B. konnte ohnehin keine konkreten Angaben dazu machen, 
wann sie in den Besitz der Lampe gelangt ist. Die unterschiedlichen Angaben des Zeugen U. B. lassen 
sich dadurch erklären, dass er vor dem Amtsgericht noch eine Aussage allein aus seiner Erinnerung 
heraus gemacht hat, während er sich mit der Frage, wie die Lampe in den Haushalt gelangt ist, nach 

der Vernehmung vor dem Amtsgericht offensichtlich noch einmal beschäftigt hat. Die Zeugin B. hat 
vor dem Senat nämlich erklärt, sie habe sich mit ihrem Ehemann, der sich bei seinen Aussagen nicht 
beeinflussen lasse, über die Vernehmung in Strausberg ausgetauscht und ihn auch gefragt, wie es mit 



der Lampe gewesen sei. Dieses Gespräch mag der Zeuge zum Anlass genommen haben, sich noch 
einmal Gedanken über die Herkunft der Lampe zu machen, möglicherweise auch im Gespräch mit 
seiner Schwiegermutter. Jedenfalls gibt dieser Punkt nichts dafür her, die Aussagen der Eheleute B. als 
unwahr anzusehen. 

(Rn 74) bb) Dagegen überzeugen die zu den Aussagen der Zeugen B. in Widerspruch stehenden 
Erklärungen des Antragstellers nicht. Der Antragsteller hat sich zwar dahin eingelassen, dass es 
zwischen ihm und der Zeugin P. nur eine kurze intime Beziehung im Sommer 2011 gegeben habe, 
während seither lediglich eine freundschaftliche Verbindung bestehe, die darin ihren Ausdruck finde, 

dass er in seinem Wohnwagen auf dem Grundstück der Frau P. wohnen dürfe. Dass dieser Vortrag 
zutrifft, kann aber unter Berücksichtigung der Angaben der Zeugin P., die in wesentlichen Punkten 
vom Vorbringen des Antragstellers abweichen, nicht angenommen werden. Vielmehr ist der Senat 
davon überzeugt, dass sowohl der Antragsteller bei seiner Anhörung in den Senatsterminen vom 13.8. 

und 29.9.2015 als auch die Zeugin P. bei ihrer Vernehmung am 29.9.2015 die Unwahrheit gesagt 
haben. 

(Rn 75) Allerdings hat der Antragsteller insbesondere im Senatstermin vom 13.8.2015 im Einzelnen 

geschildert, wie er zunächst im Wohnmobil und dann im Wohnwagen auf dem Grundstück der Frau P. 
gewohnt hat und hierzu auch erklärt, mit der Familie früher Dauercamping gemacht zu haben, weshalb 
er sich dabei ganz wohl fühle. Dessen ungeachtet ist davon auszugehen, dass der Antragsteller mit der 
Zeugin P. in einer Partnerschaft lebt. 

(Rn 76) Hierfür sprechen schon die äußeren Umstände. Der Antragsteller und die Zeugin P. haben 
nicht nur einen Urlaub im Sommer 2011 zusammen verbracht. Der Antragsteller hat die 
Wohnanschrift der Zeugin P., als diese noch in E. gewohnt hat, nicht nur als Postanschrift benutzt, 
sondern darüber hinaus auch im notariellen Grundstücksübertragungsvertrag mit der Antragsgegnerin 

vom 8.5.2012 diese Anschrift als Aufenthaltsort angegeben (Bl. 72). 

(Rn 77) Die Zeugin P. hat allerdings die Angaben des Antragstellers zum Teil bestätigt. In 
wesentlichen Punkten stehen die Angaben der Zeugin P. aber in Widerspruch zu denjenigen des 

Antragstellers. Hierbei handelt es sich um Tatsachen, die beiden ungeachtet des Zeitablaufs noch 
bewusst sein müssten, da sie den Kern der Beziehung zwischen ihnen betreffen. Vor diesem 
Hintergrund muss davon ausgegangen werden, dass beide vor dem Senat die Unwahrheit gesagt 
haben. 

(Rn 78) Bestätigt hat die Zeugin P. überdies, den Antragsteller beim Chatten im Internet kennengelernt 
und ihn schließlich persönlich getroffen zu haben. Übereinstimmung zwischen den Angaben des 
Antragstellers einerseits und der Zeugin P. andererseits besteht zudem dahin, dass man während des 

gemeinsamen Urlaubs gemerkt habe, dass man nicht zusammenpasse. Dass der Antragsteller mal bei 
ihr in E. übernachtet hat, hat die Zeugin P. eingeräumt, insoweit aber darauf hingewiesen, dass sie 
damals eine Vierraumwohnung gehabt habe. Übereinstimmung in den Angaben des Antragstellers und 
der Zeugin P. ist auch insoweit festzustellen, als beide erklärt haben, man habe sich für das Abstellen 
des Wohnwagens auf dem Grundstück auf eine Pauschale von 150 € verständigt, die der Antragsteller 

nicht zahlen müsse, weil er dafür den Rasen mähe und im Winter Schnee schiebe, außerdem kleine 
Handgriffe im Garten erledige (so die Angabe der Zeugin P.). Der Antragsteller hat insoweit pauschal 
angegeben, er müsse so lange den Betrag nicht zahlen, wie er auf dem Grundstück helfe. Beide, der 
Antragsteller und die Zeugin P., haben auch übereinstimmend bekundet, dass es nach dem Urlaub an 
der Ostsee zu einem intimen Verkehr nicht mehr gekommen sei. Ebenfalls gleichartig sind die 

Angaben hinsichtlich der zunächst in der Garage befindlichen Biotoilette, die nun im Wohnwagen ist. 

(Rn 79) Diesen Übereinstimmungen stehen aber einige erhebliche Abweichungen in der Darstellung 
gegenüber, die nur den Schluss zulassen, dass der Antragsteller wie auch die Zeugin P. in 

wesentlichen Teilen die Unwahrheit gesagt hat. So hat der Antragsteller angegeben, die Zeugin P. 



gefragt zu haben, ob sie zum Ostseeurlaub mitkommen wolle, um sich näher kennenzulernen. Die 
Zeugin P. hat demgegenüber erklärt, der Antragsteller habe in Urlaub fahren wollen und sie, die 
Zeugin, habe gefragt, ob sie mitkommen könne. 

(Rn 80) Ein weiterer wesentlicher Widerspruch zwischen den Angaben des Antragstellers einerseits 
und der Zeugin P. andererseits besteht darin, dass der Antragsteller im Senatstermin vom 13.8.2015 
angegeben hat, die Zeugin P. habe ihn im September 2011 angerufen und nach Hilfe für das Haus 
gefragt. Die Zeugin P. hingegen hat erklärt, sie habe dem Antragsteller im September oder Oktober 
2011 angeboten, er könne das Wohnmobil auf ihr Grundstück bringen lassen. Auf dem Grundstück 

habe der Antragsteller dann Wände eingerissen; das habe er von sich aus gemacht, sie habe ihn nicht 
darum gebeten. 

(Rn 81) Unterschiedlich sind die Angaben der beiden auch in Bezug auf die Arbeitsleistungen des 

Antragstellers am Haus. Der Antragsteller hat insoweit angegeben, er habe die Wände eingerissen und 
das Haus entkernt, auch die Fliesen verfugt. Ende 2012, als Frau P. in das Haus eingezogen sei, seien 
ein Zimmer, Küche und Bad fertig gewesen. Der Sohn der Zeugin sei auf Montage gewesen und habe 
nicht immer helfen können. Erst seit der Sohn das Zimmer von Frau P. zurechtgemacht habe, mache 

er, der Antragsteller, „kaum noch etwas“. Die Zeugin P. hat demgegenüber bekundet, der Antragsteller 
habe ihr Ratschläge im Hinblick auf die Tragfähigkeit der Wände gegeben, die marode gewesen seien. 
Sie habe dem Antragsteller aber keinen Auftrag erteilt, es habe keine Absprachen gegeben. Sie und ihr 
Sohn hätten schon angefangen, ein Zimmer herzurichten, dabei habe der Antragsteller aber nicht 
geholfen. Im Frühjahr 2012 habe sie mit dem Sohn mit den Arbeiten begonnen, damit sie im 

November 2012 einziehen könne. Mithin hat der Antragsteller seine eigenen Beiträge an den 
Hausarbeiten wesentlich umfangreicher dargestellt als die Zeugin P.. 

 

(Rn 82) cc) Zu diesen Widersprüchen kommen weitere Indizien hinzu, die dafür sprechen, dass von 
dem Tatsachenvortrag des Antragstellers hinsichtlich der Beziehung zur Zeugin P. nicht ausgegangen 
werden kann. 

(Rn 83) Für den äußeren Anschein einer Partnerschaft spricht schon der Umstand, dass der 
Antragsteller unter der Anschrift der Zeugin P. nunmehr gemeldet ist. 

(Rn 84) Gegen die Glaubhaftigkeit der Angaben des Antragstellers spricht insbesondere auch der 
Umstand, dass er sich erst auf den Vorhalt im Schriftsatz der Antragsgegnerin vom 20.8.2015 an 
Begegnungen mit dem Makler, der das Grundstück vermittelt hat, erinnert haben will und wie er mit 
Schriftsatz vom 14.9.2015 vorgetragen hat, die Zeugin P. auf den Schriftsatz vom 20.8.2015 

angesprochen haben will, die ihn darauf aufmerksam gemacht habe, dass er nicht vor dem Urlaub das 
Grundstück besichtigt, sondern sie auch zum Notar begleitet habe; erst dann habe er sich erinnert. Dies 
ist völlig unglaubwürdig, zumal der Antragsteller dann im Senatstermin vom 29.9. sogar noch zu 
berichten wusste, dass er mit dem Makler „gefachsimpelt“ habe. 

(Rn 85) Dass zwischen dem Antragsteller und der Zeugin P. eine partnerschaftliche Beziehung 
bestanden hat, belegen auch, wie das Amtsgericht in seiner Entscheidung zutreffend ausgeführt hat, 
einige der E-Mails hin, die der Antragsteller an die Antragsgegnerin gerichtet hat. Der Inhalt der sechs 
E-Mails, wie ihn die Antragstellerin auf Seite 6 ihres Schriftsatzes vom 25.4.2014 (Bl. 67) 

unwidersprochen dargelegt hat, ist eindeutig. In den E-Mails vom 30.12.2011, vom 29. und 31.1.2012 
ist von „meiner Freundin“ die Rede, in der E-Mail vom 29.2.2012 von „einem Menschen“, der „mich 
liebt und der mich aufgefangen hat“. Der Antragsteller kann sich nicht mit Erfolg darauf berufen, dass 
diese Äußerungen aus dem Zusammenhang gerissen seien. Er hat selbst im Beschwerdeverfahren die 

ersten drei der fraglichen E-Mails im Wortlaut vorgelegt, die mit den von der Antragsgegnerin 
angeführten Zitaten übereinstimmen, aber nicht konkret dargelegt, dass die Aussagen anders und in 



welchem anderen Sinn zu verstehen seien, als von der Antragsgegnerin und vom Amtsgericht 
angenommen. Im Übrigen lässt ein Begriff „meine Freundin“ kaum eine andere Sichtweise zu als 
diejenige der Antragsgegnerin. 

 

(Rn 86) dd) Die Verfestigung der Partnerschaft zur Zeugin P. führt zur Verwirkung des Unterhalts ab 
August 2014. 

(Rn 87) Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen eines Verwirkungsgrunds trägt die 
Antragsgegnerin als Unterhaltspflichtige (vgl. Wendl/Dose, a. a. O., § 6 Rn. 730). Diese hat nach den 
vorstehenden Ausführungen bewiesen, dass zwischen dem Antragsteller und der Zeugin P. eine 

Lebensgemeinschaft besteht. Der Senat geht, wie ausgeführt, davon aus, dass der Antragsteller und die 
Zeugin P. in wesentlichen Teilen die Unwahrheit gesagt haben. Dies rechtfertigt unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls die Annahme, dass der Antragsteller und die Zeugin 
P. bereits seit Sommer 2011 partnerschaftlich miteinander verbunden sind. 

(Rn 88) Auch bestehen hinreichende Anhaltspunkte für eine Verfestigung der Lebensgemeinschaft 
zwischen dem Antragsteller und der Zeugin P.. Der Antragsteller hat letztlich einräumen müssen, dass 
er noch im August 2011, dem Monat, in dem er mit der Zeugin den Urlaub an der Ostsee verbracht 
hat, die Zeugin zu einem Makler- und einem Notartermin begleitet hat. Die Erklärung, er sei bei diesen 

Terminen ein nahezu unbeteiligter Begleiter gewesen, nimmt der Senat dem Antragsteller nicht ab. 
Vielmehr spricht unter Berücksichtigung der schon dargestellten Widersprüche in den Angaben des 
Antragstellers einerseits und der Zeugin P. andererseits alles dafür, dass Makler und Notar 
zielgerichtet zur Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks, dem gemeinschaftlichen Bewohnen eines 

Grundstücks, aufgesucht worden sind. Mithin ist bereits hier der Grundstein für eine Verfestigung der 
Beziehung gelegt worden. 

(Rn 89) Hinzu kommt, dass die Zeugin P. auch in der Zeit, als sie noch nicht auf dem Grundstück 

lebte, volles Vertrauen zum Antragsteller hatte. Sie hat ihn bereits auf dem Grundstück wohnen und 
umfängliche Arbeiten verrichten lassen. Der Antragsteller hat nach ihren Angaben von sich aus 
Wände eingerissen, weil er wusste, was sie wollte. Von der Vertrautheit zwischen den beiden zeugt 
auch der Umstand, dass sich die Zeugin nach eigenem Bekunden über den Baufortschritt gefreut und 
dem Antragsteller gesagt hat, dass es schön sei, wenn es fertig sei. 

(Rn 90) Andererseits hat die Überzeugung des Senats, dass der Antragsteller und die Zeugin P. in 
weiten Teilen bewusst unzutreffende Angaben gemacht haben, nicht notwendig zur Folge, dass 
hinsichtlich jeder einzelnen ihrer Äußerungen die Unwahrheit zu unterstellen und zugleich das 

Gegenteil anzunehmen ist. Dies gilt etwa für die übereinstimmende Angabe von Antragsteller und 
Zeugin, letztere sei zum November 2012 auf das Grundstück in N… gezogen und auch in Bezug auf 
die Angabe des Antragstellers, er habe eine aus Polen stammende Frau im Internet kennengelernt und 
im Januar 2012 drei Wochen bei ihr gewohnt. Hinsichtlich dieser beiden Umstände ist festzustellen, 
dass der Antragsgegnerin der Beweis, dass diese nicht zutreffen, nicht gelungen ist. Dies hat zwar 

keine Auswirkungen auf die Frage, ob von einer Lebensgemeinschaft des Antragstellers mit der 
Zeugin P. auszugehen ist. Wohl aber betreffen diese Umstände die Frage, in welchem Grad sich die 
Lebensgemeinschaft verfestigt hat. Wenn nach der bereits angeführten Rechtsprechung des BGH für 
die Annahme der Verfestigung von einer gewissen Dauer der Beziehung, die im Allgemeinen 

zwischen zwei und drei Jahren liegt, auszugehen ist, wird man bei Begründung der Beziehung des 
Antragstellers zur Zeugin P. im Sommer 2011 wegen des endgültigen gemeinsamen Lebens auf einem 
Grundstück erst ab November 2012 und der zwischenzeitlichen kurzen Beziehung des Antragstellers 
zu einer Frau aus Polen eine Verfestigung erst mit Erreichen der regelmäßigen Obergrenze von drei 
Jahren annehmen können, also erst ab August 2014. 



(Rn 91) ee) Von dem Zeitpunkt an, in dem eine verfestigte Lebensgemeinschaft vorliegt, ist der 
Unterhaltsanspruch vollständig zu versagen. Zwar sieht § 1579 BGB als Rechtsfolgen bei Vorliegen 
eines Verwirkungstatbestandes auch die Herabsetzung oder zeitliche Begrenzung des Unterhalts vor. 
Bei Annahme einer verfestigten Lebensgemeinschaft ist aber die Versagung des Anspruchs die Regel 
(Palandt/Brudermüller, BGB, 74. Aufl., § 1579 Rn. 37). Umstände, die hier eine abweichende 

Beurteilung rechtfertigen könnten, sind nicht ersichtlich. 

(Rn 92) Vor diesem Hintergrund bedarf es keiner abschließenden Entscheidung der Frage, ob der 
Bedarf des Antragstellers aufgrund einer Haushaltsersparnis durch Zusammenleben mit der Zeugin P. 

herabzusetzen ist. Es kann daher offen bleiben, von welchen der unter 3. genannten Beträge als 
Unterhaltsanspruch auszugehen ist. 

(Rn 93) d) Das Vorliegen eines Verwirkungsgrundes nach § 1579 Nr. 4 BGB hat das Amtsgericht 

offen gelassen. Insoweit ging es nach Auffassung des Amtsgerichts darum, dass der Antragsteller 
seine Beziehung zur Zeugin P. falsch dargelegt hat. Dieser Gesichtspunkt wird nicht von § 1579 Nr. 4 
BGB, der mutwilligen Herbeiführung der Bedürftigkeit, erfasst, sondern von § 1579 Nr 3 BGB, dem 
schweren vorsätzlichen Vergehen gegen den Verpflichteten in Form des (versuchten) Prozessbetrugs, 

wozu auch das vehemente Bestreiten des Zusammenlebens mit einem neuen Partner gehört 
(Wendl/Siebert, a. a. O., § 4 Rn. 1279). Entgegen der Auffassung des Amtsgerichts kommt diesem 
Gesichtspunkt neben der verfestigten Lebensgemeinschaft nach § 1579 Nr. 2 BGB, eine eigenständige 
Bedeutung zu. Denn bei der Rechtsfolgenabwägung unter Berücksichtigung der Frage, inwieweit die 
Inanspruchnahme für den Verpflichteten grob unbillig ist, spielt es eine Rolle, wenn mehrere 

Härtegründe vorliegen (Wendl/Siebert, a. a. O., § 4 Rn. 1222). Würde hier allein der Umstand, dass 
der Antragsteller seit August 2011 mit der Zeugin P. in einer Partnerschaft lebt, im Hinblick auf den 
Grad der Verfestigung für eine Verwirkung des Unterhaltsanspruchs erst ab August 2014 sprechen, ist 
es wegen der bewusst falschen Sachverhaltsdarstellung seitens des Antragstellers gerechtfertigt, den 

Unterhalt vollständig, d.h. ab Beginn des Unterhaltszeitraums im Dezember 2013, mithin bereits nach 
knapp 2 ½ Jahren der Partnerschaft mit der Zeugin P., zu versagen. 
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